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Tagungsbericht 

Dr. Patrick Teubner und Dr. Matthias Brockhaus, Rechtsanwälte und FAefStrR, für den Ar-
beitskreis Medizin- und Arztstrafrecht des WisteV 

Tagungsbericht zur Vortrags- und Diskus-
sionsveranstaltung „Aktuelle Entwicklun-
gen im Korruptionsstrafrecht bei Ver-
tragsärzten“ am 01.06.2012 in Reckling-
hausen  

Am 01.06.2012 fand eine Vortrags- und Diskussionsveranstaltung des Arbeitskreises Medi-
zin- und Arztstrafrecht des WisteV e.V. in Kooperation und in den Räumen der Justizakade-
mie des Landes Nordrhein-Westfalen (JAK NRW) in Recklinghausen statt.  

Die JAK NRW ist im Jahr 1988 gegründet worden, um dem wachsenden Bedarf an fachlicher 
sowie überfachlicher Fort- und Weiterbildung für die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der 
Justiz des Landes Nordrhein-Westfalen gerecht werden zu können. Neben typischen justiz-
internen Fortbildungsmöglichkeiten besteht ein Angebot und großes Interesses an ressort-
übergreifenden Veranstaltungen (vgl. hierzu das Interview mit dem Leiter der Akademie 
Steffens, in: KammerMitteilungen RAK Düsseldorf vom 30.06.2012, S. 127, 129 mit dem Hin-
weis auf diese Verantstaltung). Entsprechend angenehm und „unbürokratisch“ verlief auch 
die gemeinsame Vorbereitung zu dieser erstmals in dieser Konstellation durchgeführten  
Veranstaltung. 

Die Frage, ob Vertragsärzte Amtsträger oder Beauftragte eines geschäftlichen Betriebes sind 
und deshalb in den Anwendungsbereich der Korruptionsvorschriften einzugliedern sind, 
wurde schon vor der Veranstaltung vielfach und ausgiebig auf Tagungen und in der juristi-
schen Literatur diskutiert. Die Diskussion in der Justizakademie NRW fand – und das war das 
Besondere – unter Einbeziehung von Vertretern der Justiz und Staatsanwaltschaft, inkl. 
Schwerpunktstaatsanwaltschaften statt, so dass die Perspektiven der Strafverfolger wie der 
Justiz und der Verteidigung sowie der Wissenschaft repräsentiert waren. Insofern war der Er-
fahrungsaustausch ausgewogen, der im Anschluss an die Diskussion beim Imbiss intensiv 
fortgeführt wurde.  

Die Tagung stand ganz im Zeichen der mit Spannung erwarteten Entscheidung des Großen 
Strafsenats zur Strafbarkeit von Vertragsärzten (Beschluss vom 29.03.2012 – GSSt 2/11), die 
seinerzeit indes noch nicht verkündet war. Freilich war auch noch nicht bekannt, dass der 
Große Strafsenat bereits seine Entscheidung getroffen hatte. Die Veranstaltung gewann ih-
ren Reiz aus dem Umstand, dass jedenfalls ein Teilnehmer auf dem Podium – der stellvertre-
tende Vorsitzende Richter am BGH, Dr. Rolf Raum – zu diesem Zeitpunkt schon den Be-
schluss kannte und gleichsam zu diesem Themenkreis aus richterlicher Sicht referieren soll-
te. Es kann vorweggenommen werden, dass es nicht gelang, Herrn Dr. Raum Hinweise auf 
den Ausgang der Entscheidung zu entlocken. Vielmehr manövrierte er sich im Rahmen sei-
nes Vortrags geschickt an den maßgeblichen Punkten vorbei, so dass sein Vortrag und die 
Beantwortung von Fragen zwar Anlass zu Spekulationen gaben, jedoch diese in vieler Hin-
sicht interpretierbar blieben. So dürfte die Entscheidung des Großen Strafsenates, dass Ver-
tragsärzte in toto keine tauglichen Täter der Korruptionsdelikte nach § 299/§ 331 StGB sind, 
im Nachhinein die meisten der Spekulanten überrascht haben. 

Doch der Reihe nach: 

Zu Beginn der Veranstaltung führte Herr Rechtsanwalt Dr. Matthias Dann, LL.M., als Mitglied 
des Arbeitskreises Korruptions- und Wettbewerbsstrafrecht wie auch Medizin- und Arztstraf-
recht in den bisherigen Stand der Diskussion ein.  
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Es folgte der Vortrag von Herrn stellv. Vorsitzenden Richter am BGH, Dr. Rolf Raum vom 5. 
Strafsenat, der es in seinem Vortrag verstand, jedwede Andeutungen zum Ausgang der Ent-
scheidung des Großen Strafsenates zu vermeiden. Es wurde ihm insoweit nachgesehen, 
dass er abweichend vom Thema zu der aber gleichermaßen aktuellen wie streitbaren Ent-
scheidung des 1. Strafsenates zu der Strafbarkeit des privat liquidierenden Arztes wegen 
Abrechnungsbetruges (BGH, Beschl. v. 25.01.2012 - 1 StR 45/11) referierte. Danach erklärt 
der BGH das Normengebilde der GoÄ zum maßgeblichen Bezugspunkt für die Überprüfung 
eines etwaigen Vermögensschadens, so dass wirtschaftliche Aspekte überlagert werden 
(näher und kritisch hierzu auch Dann, NJW 2012, 2001, 2002 unter Bezugnahme auf BVerfG 
NJW 2010, 3209, 3215). Folge dieser Entscheidung dürfte eine nicht absehbare (höchst pro-
blematische) Ausdehnung des betrugsrelevanten Vermögensschadens bei lege artis er-
brachten ärztlichen Leistungen sein.  

Entsprechend kritisch setzte sich Herr Dr. Raum in seinem Vortrag mit der Entscheidung 
auseinander und ging insbesondere auf die Fragen der Täuschung und des Vermögens-
schadens ein. Seiner Ansicht nach sind die Ausführungen des 1. Strafsenates zur Täuschung 
weitgehend methodisch fragwürdig, und die Frage des Vorliegens eines Vermögensscha-
dens nicht erschöpfend und seinen Andeutungen zufolge auch nicht zutreffend gewürdigt. 
Er ließ durchblicken, dass sich der 5. Strafsenat gegenwärtig mit einem anderweitigen Ab-
rechnungsbetrugsverfahren gegen einen Vertragsarzt befasse, in dem das viel diskutierte 
Thema des Vorliegens eines Vermögensschadens bei Leistungserbringung und dem Beste-
hen lediglich einer Statusproblematik auf dem Prüfstand steht. Es darf sicherlich mit Span-
nung erwartet werden, ob der 5. Strafsenat der bisherigen Linie des BGH folgt oder ob er die 
jüngeren Entscheidungen des BVerfG (Beschl. v. 7.12.2011 - 2 BvR 2500/09) und des BGH 
(Beschl. v. 8.6.2011 – 3 StR 15/11) aufgreift und – wie in der jüngeren strafrechtlichen Litera-
tur (vgl. nur Schneider, in: Wienke/Janke/Cramer (Hrsg.), Der Arzt im Wirtschaftsstrafrecht, 
2011, S. 57; Krüger/Burgert, ZWH 6/2012, 213 ff.; Dann, NJW 2012, 2001, 2003) deutlich (und 
zu Recht) verlangt – die Rechtsprechung dahingehend justiert, dass wieder trennscharf zwi-
schen den Tatbestandsmerkmalen der Täuschung und des Vermögensschadens unter-
schieden wird und die wirtschaftliche Betrachtungsweise beim Vermögensschaden nicht 
der formalen sozialrechtlichen untergeordnet bleibt. 

Es folgte ein Vortrag von Herrn Oberstaatsanwalt a.D. Herbert Mühlhausen aus Wuppertal 
zu den Anmerkungen aus staatsanwaltschaftlicher Perspektive. Herr Oberstaatsanwalt a.D. 
Mühlhausen stellte zunächst dar, dass die Thematik der Anwendbarkeit des § 299/§ 331 ff. 
StGB auf niedergelassene Vertragsärzte in den Jahrzehnten seiner schwerpunktmäßigen Be-
fassung mit medizinstrafrechtlichen Fällen ganz im Gegensatz zu Fällen des Abrechnungs-
betruges nur eine untergeordnete Rolle gespielt und er aus diesem Grunde keine prakti-
schen Erfahrungen bei der Bewältigung entsprechender Verfahren habe. Systematisch wür-
de er jedoch meinen, dass sich eine die Anwendbarkeit des § 299 StGB bejahende Entschei-
dung des Großen Senats auf den Vertragsarzt nahtlos in die bisherige Rechtsprechung des 
Bundesgerichtshofes zu der sozial- wie strafrechtlichen Stellung des Vertragsarztes im Ge-
sundheitswesen einfügen würde. 

Im Anschluss folgte ein Vortrag zu den strafrechtlichen und medizinrechtlichen Entwicklun-
gen aus anwaltlicher Sicht des Kollegen Rechtsanwalt Dr. Michael Tsambikakis, Fachanwalt 
für Strafrecht und Medizinrecht und Mitglied des Arbeitskreises Medizinstrafrecht der Wi-
steV. Herr Dr. Tsambikakis referierte in seinem Vortrag grundlegend über die sozialrechtli-
chen Bindungen zwischen den Beteiligten, so dass aus sozial- und medizinrechtlicher Sicht 
deutlich wurde, welche Fragestellungen für die strafrechtliche Bewertung, ob ein Vertrags-
arzt Beauftragter oder Amtsträger ist, maßgeblich sind. Er sprach sich zudem deutlich für ei-
ne Trennung der sozial- und strafrechtlichen Perspektive aus. 

Die abschließende Diskussion moderierte Herr Rechtsanwalt Dr. Matthias Brockhaus, Fach-
anwalt für Strafrecht und Regionalleiter West des WisteV e.V. 

In den sich anschließenden Gesprächen erfolgte ein reger Gedankenaustausch. Es hat sich 
herausgestellt, dass diese erstmalig in Kooperation mit einer Justizakademie stattgefundene 
Veranstaltung besonders geeignet war, den satzungsgemäßigen Zweck des WisteV e.V zu 
fördern. Die Teilnahme von Vertretern der Justiz, Staatsanwaltschaft und Anwaltschaft führ-
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te zu einem äußerst ausgewogenen Teilnehmerfeld und ausgesprochen spannenden Dis-
kussionen. 

 

 

Rezensionen 

Prof. Dr. Georg Steinberg, Wiesbaden 

Frank Peter Schuster: Das Verhältnis von 
Strafnormen und Bezugsnormen aus an-
deren Rechtsgebieten.  

Eine Untersuchung zum Allgemeinen Teil im Wirtschafts- und Steuerstrafrecht, Habil., Ber-
lin (Duncker & Humblot), 2012, 439 Seiten 

In seiner von Volker Erb betreuten und 2010 vom Fachbereich Rechts- und Wirtschaftswis-
senschaften der Universität Mainz angenommenen Habilitationsschrift stellt Schuster „durch 
eine problemübergreifende Herangehensweise die verschiedenen Abgrenzungsfragen, die 
sich aus der Abhängigkeit wirtschafts- und steuerstrafrechtlicher Tatbestände von außer-
strafrechtlichen Regelungen ergeben, in einen gemeinsamen Kontext“ (S. 400). Und zwar 
bearbeitet er diese praktisch überaus relevanten und theoretisch komplexen und kontrover-
sen Abgrenzungsfragen in dreierlei Zusammenhang, erstens dem der Irrtumslehre, zweitens 
dem der zeitlichen Geltung und der Bestimmtheitsanforderungen, drittens im Zusammen-
hang europäischer und ausländischer Rechtsnormen und -akte. 

Im ersten Teil der Arbeit will Schuster „für das deutsche Wirtschafts- und Steuerstrafrecht 
[…] ein berechenbares Modell zur Abgrenzung des Tatbestands- vom Verbotsirrtum und 
des untauglichen Versuchs zum Wahndelikt“ erarbeiten, das „zu sachgerechten Ergebnis-
sen“ führt; dabei soll durch „intensive Auseinandersetzung mit der […] Rechtsprechung“ de-
ren „Alltagsplausibilität“ realisiert werden (S. 20 f.). Die hier angedeutete methodische Wei-
chenstellung ist ernst gemeint: Induktiv und unter Berücksichtigung der kriminologischen 
Dimension will Schuster eine praktisch überzeugend handhabbare und dabei dogmatisch 
robuste Lösung entwickeln.  

Nach kurzen forensischen und kriminologischen Ausführungen, die vor allem die praktische 
Relevanz des Problems demonstrieren, arbeitet der Autor methodisch konsequent, nämlich 
im Sinne einer Sichtung des historischen Materials, zunächst die reichsgerichtliche Recht-
sprechung heraus: Die Differenzierung zwischen Subsumtionsirrtümern, die sich auf Straf-
normelemente beziehen, und solchen, die sich auf außerstrafrechtliche Bezugsnormen be-
ziehen, wird hier bereits realisiert, indem (nur) letztere – tendenziell – den Vorsatz aus-
schließen bzw., wenn sie „umgekehrt“ sind, – tendenziell – zur Strafbarkeit wegen untaugli-
chen Versuchs führen. Bindings Vorsatztheorie begreift jeden Irrtum als vorsatzausschlie-
ßend; zu Dohna und von Hippel sehen Rechtsfolgen des Irrtums auf Vorsatz- oder Schuld-
ebene (Schuldtheorie), differenzieren dabei aber nicht nach straf- und außerstrafnormati-
vem Bezug; jeder „umgekehrte“ Irrtum führt nach der Literatur zur Straflosigkeit, da diese 
neben dem Wahndelikt auch, der objektiven Versuchstheorie folgend, den untauglichen 
Versuch für straflos erklärt. Schuster hat damit – historisch und dogmatisch – die Grundposi-
tionen umrissen und erläutert sodann, den Einfluss Welzels herausstellend, die Etablierung 
der aktuellen Normen: §§ 16, 17 sowie §§ 22, 23 Abs. 3 StGB. Es folgt, im Sinne einer Be-
standsaufnahme, ein breiter Abschnitt zu den verschiedenen modernen Ansätzen sowohl in 
der ausländischen Gesetzgebung als auch im deutschen Schrifttum, wie zwischen Tatsa-
chen- und Rechtsirrtum sowie untauglichem Versuch und Wahndelikt zu differenzieren und 
wie mit diesen in der Rechtsfolge umzugehen sei. 

Im Rahmen der „Entwicklung des eigenen Standpunkts“ gelangen sodann vor allen Dingen 
die Begriffe des Blankettstrafgesetzes und, in Gegenüberstellung, des rechtsnormativen Tat-


